
Achtung	Demokratie!

Es	 gibt	 etliche	 Demokratien,	 die
Menschenrechte	 verletzen.	 Mitte	 Juni	 2016
zum	 Beispiel	 hielten	 die	 Vereinigten	 Staaten
noch	 immer	 80	 Terrorverdächtige	 ohne
Anklage	 im	 Gefangenenlager	 Guantánamo	 auf
Kuba	 fest	 –	 viele	 von	 ihnen	 bereits	 seit	 14
Jahren.	 Einige	 von	 ihnen	 wurden	 schwer
misshandelt.	 Doch	 kein	 einziges	 ehemaliges
Mitglied	 der	 amerikanischen	 Regierung,	 das
nach	den	Anschlägen	vom	11.	September	2001
derartige	 Folterverhöre	 mutmaßlicher
Terroristen	 angeordnet	 oder	 für	 rechtlich
zulässig	 erklärt	 hat,	 ist	 bisher	 vor	 ein	 US-
Gericht	 gestellt	 worden.	 Ebenso	 wenig	 die
folternden	CIA-Agenten.



Ein	weiteres	Beispiel:	Israels	Kabinett	legte
Ende	 2015	 dem	 Parlament,	 der	 Knesset,	 ein
sogenanntes	 »Transparenzgesetz«	 vor,	 dem
zufolge	 Nichtregierungsorganisationen
(NGOs)	 offenlegen	 müssen,	 ob	 sie	 Geld	 aus
dem	 Ausland,	 vor	 allem	 von	 einer
ausländischen	 Regierung,	 erhalten.	 Dasselbe
plante	 Indien.	 Damit	 folgen	 die	 beiden
Demokratien	 dem	 unseligen	 Vorbild
autoritärer	Regime	wie	Ägypten	und	Russland.
Das	Ziel	dieser	Gesetze	ist	deutlich:	Mit	ihrer
Hilfe	sollen	Bürgerrechtsinitiativen,	Stiftungen
und	 Menschenrechtsgruppen,	 die	 den
Regierungen	 kritisch	 auf	 die	 Finger	 schauen
und	 öffentlich	 Missstände	 anprangern,
finanziell	 ausgeblutet	 und	 mundtot	 gemacht
werden.	Denn	viele	NGOs	sind	für	ihre	Arbeit
geradezu	 existenziell	 auf	 Spenden



angewiesen	–	auch	aus	dem	Ausland.	Israel	wie
Indien	 schien	 es	 nicht	 zu	 beeindrucken,	 dass
eine	 1998	 von	 der	 UN-Generalversammlung
verabschiedete	 Deklaration	 zum	 Schutz	 von
Menschenrechtsverteidigern	 ausdrücklich	 eine
derartige	Unterstützung	erlaubt.
Doch	 unter	 den	 vielen

Menschenrechtsverstößen	 in	 demokratischen
Staaten	haben	mich	zwei	besonders	erschreckt.
Wahrscheinlich,	 weil	 sie	 mitten	 in	 Europa
geschehen:	in	Polen	und	in	Ungarn.
Polens	 neue	 rechtsnationalistische

Regierung	 entmachtete	 Ende	 2015	 mit	 ihrer
absoluten	 parlamentarischen	 Mehrheit	 das
Verfassungsgericht	 und	 übernahm	 die
Kontrolle	 der	 öffentlich-rechtlichen	 Medien.
Sie	 ersetzte	 querköpfige	 durch	 willfährige
Richter,	 entließ	 unbequeme	 Journalisten	 und



wies	die	Intendanten	staatlicher	Theater	an,	die
Proben	für	ihre	Stücke	mitzuschneiden	und	die
Video-Aufzeichnungen	 zur	 Kontrolle	 an	 das
Kulturministerium	zu	schicken.

Ebenso	verheerend	wie	diese	Verletzungen
grundlegender	 Freiheitsrechte	 ist	 die
Begründung:	 Die	 polnische	 Regierungspartei,
die	 sich	 ironischerweise	 »Recht	 und
Gerechtigkeit«	 (»Prawo	 i	 Sprawiedliwość«,
PiS)	nennt,	 rechtfertigte	 ihre	Attacken	auf	die
Gewaltenteilung,	die	Unabhängigkeit	der	Justiz
und	 auf	 die	 Meinungs-,	 Presse-	 und
Kunstfreiheit	 mit	 dem	 Argument,	 sie	 habe	 in
freien	 Wahlen	 die	 Mehrheit	 errungen	 und
verteidige,	 getragen	 vom	 Volkswillen,	 Polens
»nationale,	 christliche	 und	 patriotische
Werte«.	 Dieser	 schleichende	 Staatsstreich	 ist
ein	Menetekel.



Ähnliches	 war	 zuvor	 schon	 in	 Ungarn
geschehen.	 Die	 dortige	 rechtspopulistische
Regierung	 unter	 Ministerpräsident	 Viktor
Orbán	und	seiner	Fidesz-Partei	rückte	mithilfe
eines	 neuen	 Mediengesetzes	 kritischen
Journalisten	 zu	 Leibe.	 Der	 Premier	 entfachte
eine	Debatte	über	die	Wiedereinführung	der	in
der	EU	strikt	verbotenen	Todesstrafe	und	lenkte
erst	 ein,	 als	 die	 Europäische	 Union	 seinem
Land	 mit	 dem	 Ausschluss	 drohte.	 Und	 im
Herbst	 2015	 verweigerte	 Ungarn	 massenhaft
Flüchtlingen	 an	 seiner	 Grenze	 den	 Zugang	 zu
einem	 Asylverfahren.	 Orbán	 behauptete	 zwar,
ihm	 sei	 wegen	 Merkels	 »Wir	 schaffen	 das!«
keine	 andere	Wahl	 geblieben,	Ungarn	 hätte	 in
diesem	 Moment	 Europas	 Außengrenzen	 und
die	 Verträge	 von	 Dublin	 und	 Schengen
verteidigen	 müssen.	 Doch	 das	 war	 nur	 ein


